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A. Bericht des Abgeordneten Priebe: 


I. Allgemeines 

Jugend ist zu allen Zeiten gefährdet, gesundheit- 
lich vorwiegend in den ersten Lebensjahren, später 
dann auch noch sittlich. Der Krieg und die Nach- 
kriegszeit mit ihren besonderen Verhältnissen 
brachten unserer Jugend, wenn sie anlagemäßig 
auch durchaus nicht schlechter ist als die früherer 
Generationen, besondere und erhöhte Gefährdun- 
gen. Diese Jugend bedarf der Hilfe der Gemein- 
schaft auch deshalb, weil sie in einer Welt lebt, die 
nichts anderes zu kennen scheint als die Jagd nach 
Geld, Macht und Genuß. Aus dieser Erkenntnis her- 
aus hat der 1. Deutsche Bundestag nach langer Be- 
ratung das am 4. Dezember 1951 in Kraft getretene 
Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlich- 
keit beschlossen. Es war im Gegensatz zu früheren 
Polizeiverordnungen kein Straf-, sondern ein Erzie- 
hungsgesetz, das die Erwachsenen mit Strafen be- 
droht, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig eine 
Gefährdung der Jugend herbeiführen, und die Be- 
hörden, insbesondere die Jugendämter verpflichtet, 
sich um die Jugend zu kümmern. Hat sich das Ge- 
setz im allgemeinen auch bewährt, so hielt die 
CDU/CSU-Fraktion jedoch die Zeit für gekommen, 
eine Verbesserung des geltenden Gesetzes herbei- 
zuführen. Sie brachte mit der Drucksache 2672 am 
3. September 1956 einen Entwurf zur Änderung des 
Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffentlich- 
keit ein, der vom Bundestag am 26. Oktober 1956 
zur weiteren Behandlung dem Ausschuß für Ju- 
gendfragen überwiesen wurde. Der im Gesetz ent- 
haltenen Filmbestimmungen wegen wurde der 
Ausschuß für Fragen der Presse, des Rundfunks 
und des Films mitberatend hinzugezogen. 

Der Ausschuß für Jugendfragen hat das Initia- 
tivgesetz in zwölf Sitzungen, davon drei gemein- 
sam mit dem Ausschuß für Fragen der Presse, des 
Rundfunks und des Films, beraten und ist zu dem 
in diesem Bericht dargelegten Ergebnis gekommen, 
wobei er die vom Ausschuß für Fragen der Presse, 


des Rundfunks und des Films erarbeitete Stellung- 
nahme zu den Filmbestimmungen verwertet hat. 
Besonders wertvoll waren dem Ausschuß für 
Jugendfragen die Sachverständigengutachten und 
-Stellungnahmen, die von prominenten Jugend- 
pädagogen, Jugendpsychologen, Jugendrichtern, Ju- 
gendärzten, der Freiwilligen Filmselbstkontrolle 
und der Fiimwirtschaft mündlich und schriftlich 
erstattet wurden. Am 24. Mai d. J. hat der Ausschuß 
für Jugendfragen seine Beratungen abgeschlossen 
und die erarbeitete Formulierung des Änderungs- 
gesetzes zum Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit einstimmig angenommen. Der Aus- 
schuß glaubt, wie im einzelnen noch dargelegt wird, 
sowohl inhaltlich wie auch textlich eine dem alten 
Gesetz gegenüber wesentliche bessere Neufassung 
gefunden zu haben. 


II, Einzelbemerkungen 

ARTIKEL I 

Zu§l 

Die Absätze 1 und 2 enthalten materiell unver- 
ändert den § 1 des geltenden Gesetzes. Aus Fach- 
kreisen laut gewordene Wünsche, wonach der Poli- 
zei eine Rechtsgrundlage gegeben werden sollte, 
um von sich aus Gefährdungen zu beseitigen oder, 
falls das nicht möglich sein sollte, Kinder und Jugend- 
liche davon fernzuhalten, wurden nach eingehen- 
der Aussprache nicht berücksichtigt, weil die Län- 
der schon auf Grund des geltenden Gesetzes in Ver- 
bindung mit den Polizeigesetzen der Länder die- 
sen Wünschen entsprechen können und daher für 
eine wirksame Durchführung des Gesetzes Sorge 
tragen sollten. 

Neu sind im § 1 die in den Absätzen 3 und 4 ent- 
haltenen Umschreibungen der Begriffe „Kind“, 
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„Jugendlicher“ und „Erziehungsberechtigter“. Der 

Absatz 3 folgt in seinem Wortlaut dem § 1 Abs. 2 
des Jugendgerichtsgesetzes. Die Bestimmung des 
Begriffes „Erziehungsberechtigter“ knüpft an den 
Begriff des „Sorgeberechtigten“ an. In Absatz 4 
Satz 2 sind den Erziehungsberechtigten in den Fäl- 
len der §§ 2 bis 4 Personen über 21 Jahre gleich- 
gestellt, die mit Zustimmung des Sorgeberechtigten 
das Kind oder den Jugendlichen zur Erziehung, 
Ausbildung, Aufsicht oder Betreuung in ihre Ob- 
hut genommen haben. Durch diesen Wortlaut soll 
im Gegensatz zum bisherigen § 11 des Gesetzes zum 
Ausdruck kommen, daß — von den weiteren Vor- 
aussetzungen abgesehen — den Erziehungsberech- 
tigten nur solche Personen gleichgestellt sind, die 
in einem gewissen Autoritätsverhältnis zu dem Kind 
oder Jugendlichen stehen. 

Die Begriffsbestimmungen „Kind“ und „Jugend- 
licher“ sowie die im § 11 des bisherigen Gesetzes 
enthaltene Begriffsbestimmung „Erziehungsberech- 
tigter“ sind deshalb nicht in einem besonderen 
Paragraphen niedergelegt worden, weil der Aus- 
schuß glaubte, die Paragraphenfolge nicht ändern 
zu sollen, nachdem jeder einzelne Paragraph in der 
Fachliteratur behandelt worden ist und daher bei 
der Nennung eines Paragraphen bestimmte Vor- 
stellungen lebendig werden. 

Der Ausschuß hielt es nicht für zweckmäßig, die 
nach einhelliger Meinung für wünschenswert ge- 
haltenen Begriffsbestimmungen „Kind“ und „Ju- 
gendlicher“ mit dem Begriff „Erziehungsberechtig- 
ter“ in Anlehnung an das bisherige Gesetz im § 11 
zu behandeln, weil diese Begriffe bereits in den 
Absätzen 1 und 2 des § 1 erscheinen. 

Mit den Begriffen „Kind“ und „Jugendlicher“ 
sowie mit der Abgrenzung bei 14 bzw. 18 Jahren 
wird das Gesetz zum Schutze der Jugend in der 
Öffentlichkeit anderen Jugendschutzgesetzen wie 
dem Reichs jugendwohlfahrtsgesetz, dem „Grund- 
gesetz“ des gesamten Jugendrechts, und dem Ju- 
gendstrafrecht angeglichen. 

Zu § 2 

Der bisherige § 2 ist inhaltlich nicht geändert 
worden. Textlich wurde der Absatz 3 des § 1 be- 
rücksichtigt. Bei den Ausnahmen kann es sich nur 
um alkoholfreie Getränke handeln, wie aus dem 
§ 3 hervorgeht. 

Zu § 3 

^ Mit der notwendig gewordenen redaktionellen 
Änderung erfolgte insofern auch eine materielle, 
als die Abgabe alkoholischer Getränke an Kinder 
„zum eigenen Genuß“ verboten wird. Dies von 
Ärzten und Pädagogen geforderte Verbot entspricht 
weitgehend der Volksmeinung. Im übrigen bleibt 
es bei dem absoluten Branntweinverbot für Kinder 
und Jugendliche. 

Die im bisherigen Gesetz verwendeten Begriffe 
„verabreichen“ und „verabfolgen“ sind durch die 
klare Formulierung „weder abgegeben noch seinen 


Genuß gestatten“ ersetzt worden. Damit wird ein- 
deutig verboten, daß einem Kinde oder einem 
Jugendlichen dann etwa Branntwein verkauft wird, 
wenn dieser für einen Erwachsenen bestimmt ist. 
Wird also ein Kind oder ein Jugendlicher mit einer 
Flasche Branntwein auf der Straße angetroffen, so 
haben Auftraggeber und Verkäufer das Gesetz 
übertreten. Andere alkoholische Getränke wie Bier 
oder Wein kann sich dagegen ein Erwachsener 
durch ein Kind holen lassen. 

Dem von mehreren Seiten vorgebrachten An- 
liegen, den Alkoholmißbrauch auf sogenannten 
Weinfesten und ähnlichen Veranstaltungen zu ver- 
hindern, indem man den § 3 durch eine entspre- 
chende Bestimmung ergänzte, trat der Ausschuß 
nicht bei. Die Mehrheit war der Meinung, daß die 
allgemeinen Bestimmungen des § 3 ausreichten, 
auf jeden Fall aber die Generalklausel des § 1 her- 
angezogen werden könnte, wenn anders der Miß- 
brauch nicht einzudämmen sein sollte. Der Aus- 
schuß war der Meinung, daß die Ausführungsgesetze 
der Länder dem an sich durchaus berechtigten An- 
liegen Rechnung tragen sollen. 

Zu §4 

Der Initiativentwurf — Drucksache 2672 — sah 
keine Änderung des § 4 vor. Der Ausschuß ent- 
schloß sich aber, auch diesen Paragraphen zu ver- 
einfachen, zumal sich herausgestellt hatte, daß seine 
Durchführung durch die Unterscheidung von „An- 
wesenheit“ und „Teilnahme“ erschwert worden 
war. Man war der Meinung, daß die Anwesenheit 
bei öffentlichen Tanzveranstaltungen die Möglikih- 
keit der Teilnahme einschließen müsse, daß man 
dann aber die Anwesenheit nur Jugendlichen von 
16 Jahren und darüber gestatten dürfe. Weniger 
der Tanz als vielmehr die Atmosphäre eines Tanz- 
lokals ist gefährdend und besonders in vorgerückter 
Stunde. Deshalb sollen Jugendliche auf öffentlichen 
Tanzveranstaltungen nach 22 Uhr nur dann gedul- 
det werden, wenn sie von einem Erziehungsberech- 
tigten begleitet sind. So entscheidet dieser darüber, 
ob er die Anwesenheit seines Sohnes, seiner Toch- 
ter oder des von ihm in Obhut genommenen Jugend- 
lichen nach 22 Uhr für vertretbar hält oder nicht. 
In keinem Falle ist jedoch die Anwesenheit Jugend- 
licher in einem Tanzlokal über 24 Uhr hinaus ge- 
stattet. 

Ausnahmeregelungen sind wie bisher möglich. 
Diese Ausnahmen sieht der § 10 des geltenden Ge- 
setzes vor. Der Ausschuß entschloß sich jedoch, die 
Ausnahmemöglichkeit im § 4 selbst anzubringen 
und den hierfür im Reichsgesetz für Jugendwohl- 
fahrt genannten Stellen ein Vorschlagsrecht ein- 
zuräumen. 

Zu § 5 

Entsprechend der Formulierung in § 4 wurde 
hier das Wort „Zutritt“ durch das Wort „Anwesen- 
heit“ ersetzt. Es soll vermieden werden, daß Ju- 
gendliche bei Veranstaltungen der genannten Art 
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anwesend sind, indem sie durch eine vielleicht ab- 
sichtlich geöffnete Hintertür unkontrolliert Zutritt 
erlangen. 

Das allgemeine Zulassungsalter für Kabarett-, 
Revue- und Variete-Veranstaltungen wird von 16 
auf 18 Jahre gehoben. Konnten bisher Jugendliche 
im Alter von 16 bis 18 Jahren zu gewissen Ver- 
anstaltungen dieser Art zugelassen werden, so soll 
jetzt ein generelles Verbot für alle bis zu 18 Jah- 
ren alten Personen ausgesprochen werden. Aus- 
nahmen sind jedoch sogar für Kinder möglich, 
wenn die im Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt ge- 
nannten Stellen, also das Jugendamt oder das Lan- 
desjugendamt, auf Antrag des Unternehmers bei 
geeignetem Programm eine Ausnahmegenehmi- 
gung Vorschlägen. Der Ausschuß dachte an Zirkus- 
vorführungen, Eisrevuen und andere Veranstaltun- 
gen, die auch bei Anlegung eines strengen Maß- 
stabes Kindern zugänglich gemacht werden können. 
Die bisherige Vorschrift des § 5 hat sich als zu starr 
erwiesen. Auch hinsichtlich der Durchführung soll 
die Neufassung des § 5 gewisse Erleichterungen 
bringen, indem die zuständige Gewerbebehörde auf 
Vorschlag des Jugendamtes ein gutes Programm 
von vornherein für Jugendliche freigibt, wenn ein 
entsprechender Antrag des Unternehmers vorliegt. 
Es kann sich nur gut auswirken, wenn zwischen 
dem Jugendamt und den Unternehmern des je- 
weiligen Bezirkes ein dauernder Kontakt vorhan- 
den ist. Die bisher in § 10 vorgesehene Ausnahme- 
regelung wurde unmittelbar in den § 5 hinein- 
genommen. 

Der Initiativgesetzentwurf der CDU/CSU hatte 
eine Erv/eiterung dieses Paragraphen durch Ein- 
beziehung sogenannter „verrohender“ Veranstal- 
tungen vorgesehen. Das Anliegen wurde grundsätz- 
lich bejaht, aber durch einen besonderen Para- 
graphen (§ 8 der Ausschußfassung) geregelt. 

Zu § 6 

Hier war zunächst das Problem der unteren und 
der oberen Altersgrenze — im Gesetzentwurf der 
CDU/CSU mit 6 und 18 Jahren vorgesehen — zu 
lösen. Der Ausschuß beschloß einmütig ein Kino- 
verbot für Kinder unter 6 Jahren. Dieses Verbot 
kann auch durch Eltern oder Erziehungsberechtigte 
nicht aufgehoben werden, damit kein Kind unter 
6 Jahren einer heute eindeutig als nachteilig er- 
kannten Kinoeinwirkung ausgesetzt wird. Da der 
Kinobesuch des Kindes in der Öffentlichkeit ge- 
schieht, darf der Gesetzgeber auf Grund seiner 
Pflicht zum Jugendschutz Begrenzungen vorneh- 
men, zumal das Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt 
jedem Kinde „das Recht auf eine freie Entwicklung 
zur leiblichen, seelischen und gesellschaftlichen 
Tüchtigkeit“ gibt und auch das Grundgesetz in 
Artikel 2 „das Recht auf freie Entfaltung der Per- 
sönlichkeit“ garantiert. Sind auch die Eltern in 
erster Linie berufen, für die Pflege und Erziehung 
ihrer Kinder zu sorgen, so hat doch die staatliche 
Gemeinschaft über ihre Tätigkeit zu wachen. 

Die Erhöhung der Altersgrenze von 16 auf 18 
Jahren vertrat die antragstellende Fraktion mit 


den Gründen, die sie bei der ersten Lesung des 
Initiativgesetzentwurfs dargelegt hatte. Dieser Ent- 
wurf sah zwei Gruppen vor, die der Kinder (6 bis 
14 Jahre) und die der Jugendlichen (14 bis 18 Jahre). 
Die Beratungen führten dazu, daß man an drei Grup- 
pen (6 bis 10, 10 bis 14 und 14 bis 18) dachte. 
Da die Mehrheit des Ausschusses demgegenüber 
die Gruppe von 14 bis 18 für zu groß hielt und 
der Meinung war, daß eine Reihe von Filmen auch 
den 16- und 17jährigen durchaus zugänglich ge- 
macht werden könne, wurde die Einteilung der 
Kinder und Jugendlichen in vier Gruppen 1 bis 10, 
10 bis 14, 14 bis 16, 16 bis 18 erwogen. Schließlich 
folgte aber der Ausschuß dem Beschluß des mit- 
beratenden Ausschusses für Fragen der Presse, des 
Rundfunks und des Films, der drei Prüfgruppen 
vorsah (6 bis 12, 12 bis 16 und 16 bis 18). 

Bei der Festsetzung der Uhrzeiten, zu denen die 
für Kinder und Jugendliche vorgesehenen Filmvor- 
führungen beendet sein müssen, hat der Ausschuß 
die in Großstädten, Kleinstädten und Dorfgemein- 
den üblichen Vorführungszeiten berücksichtigt. 

Das Recht der Freigabe von Filmen für Kinder 
und Jugendliche steht wie bisher den obersten Lan- 
desbehörden zu. Diese bedienen sich der FSK (Film- 
selbstkontrolle), mit der die Länder eine Verein- 
barung über das Prüfverfahren und die Anerken- 
nung getroffen haben. Die Ersetzung des Wortes 
„Anerkennung“ durch das Wort „Freigabe“ beab- 
sichtigt keine andere Sinngebung. 

Der Gesetzgeber, der nach dem Grundgesetz für 
den Jugendschutz zuständig ist, muß auch die Maß- 
stäbe für das Prüfverfahren im Gesetz aussprechen. 
Die im Reichslichtspielgesetz von 1920 zum ersten 
Mal niedergelegten und in der Drucksache 2672 be- 
zeichneten Maßstäbe haben sich in der Praxis der 
Filmbewertung bis heute erhalten, da auch die FSK 
ihre Prüfrichtlinien darauf aufgebaut hat. Der Aus- 
schuß hat diese Maßstäbe deshalb ins Gesetz hin- 
eingenommen, weil die FSK eine freie Einrichtung 
ist, die ihre Satzungen und Richtlinien ändern kann. 
Es wurden jedoch nicht die Formulierungen des 
Reichslichtspielgesetzes übernommen, sondern die 
des Reichsgesetzes für Jugendwohlfahrt, um sicher- 
zustellen, daß die freigegebenen Filme „die Er- 
ziehung zur leiblichen, seelischen und gesellschaft- 
lichen Tüchtigkeit“ nicht beeinträchtigen. Für 
Werbevorspanne und Beiprogramme gelten diese 
Maßstäbe ebenfalls. 

Bei „Freigegeben ab . . . Jahren“ gilt das jeweils 
vollendete Lebensjahr. Das zwölfte Lebensjahr ist 
z. B. vollendet, wenn das Kind 12 volle Jahre ge- 
lebt hat. Mit dem dann folgenden Tage beginnt das 
dreizehnte Lebensjahr. Ein Jugendlicher, der das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, ist nach die- 
sem Gesetz „filmerwachsen“. 

Zu §7 

In Angleichung an das Gewerberecht hat der 
Ausschuß beschlossen, das Zulassungsalter auf 
18 Jahre zu erhöhen. Bei dem Begriff „Spielhallen“ 
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kommt es nicht auf die Bezeichnung, sondern viel- 
mehr darauf an, daß es sich um Räume handelt, die 
vorwiegend dem Spielbetrieb dienen. So kann eine 
solche Halle einiger Sportgeräte wegen auch Sport- 
halle genannt werden und dennoch als Spielhalle 
im Sinne dieses Gesetzes dann anzusehen sein, 
wenn sie die Möglichkeit bietet, an Geräten zu 
spielen, die mit mechanischer Vorrichtung ausge- 
stattet sind, wobei diese Geräte nicht einmal Ge- 
winnmöglichkeiten zu bieten brauchen. 

Gaststätten, in denen nicht mehr als zwei Spiel- 
geräte stehen, gelten nicht als Spielhallen und fal- 
len daher nicht unter das Verbot. Die für eine Gast- 
wirtschaft auf Grund der Gewerbeordnung geneh- 
migten zwei Spielgeräte müssen im Gastraum so 
aufgestellt sein, daß es möglich ist, die Benutzung 
der Geräte zu überwachen, da Kindern und Jugend- 
lichen das Spiel an solchen Geräten nicht zu ge- 
statten ist. 

Mit dem Spielverbot will der Ausschuß eine Ge- 
fährdung Jugendlicher durch das schlechte sittliche 
Klima der sogenannten Spielhallen ausschalten 
und gleichzeitig verhindern, daß eine Spielleiden- 
schaft durch das Glücksspiel an sich und durch die 
Benutzung gewisser Spielgeräte mit Gewinnchancen 
geweckt wird. Über die Heraufsetzung des Schutz- 
alters bestand innerhalb des Ausschusses volle 
Übereinstimmung. Die vorgeschlagene Heraufset- 
zung auf 21 Jahre konnte die Mehrheit jedoch nicht 
billigen. 

Ausnahmen können durch das zuständige Jugend- 
amt (Landesjugendamt) vorgeschlagen werden. Bei 
Volksfesten, die unter freiem Himmel stattfinden, 
kann im Einklang mit geltenden Polizeiverordnun- 
gen Kindern und Jugendlichen das Spielen dann 
erlaubt werden, wenn die Gewinne in Waren von 
geringem Wert bestehen. 

Zu § 8 

In den letzten Jahren sind besonders in Groß- 
städten gewisse Veranstaltungen wie z. B. Catcher- 
Tourniere oder Damenringkämpfe üblich gewor- 
den, die eine nicht jugendgeeignete Unterhaltung 
darstellen. Derartige Veranstaltungen sind mit den 
Bestimmungen des § 5 nicht zu fassen. Der Aus- 
schuß beschloß daher, für diese neuen Gefährdungs- 
quellen einen besonderen Paragraphen vorzusehen. 
Da es sich um eine Vielfalt von Veranstaltungen 
handelt und täglich noch neue hinzukommen kön- 
nen, entschloß sich der Ausschuß dazu, den Bun- 
desminister des Innern zu ermächtigen, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates in einer Rechtsverord- 
nung Veranstaltungen zu benennen, die einen ver- 
rohenden Einfluß auf die Jugend ausüben. Kindern 
und Jugendlichen soll die Anwesenheit bei so be- 
nannten Veranstaltungen nicht gestattet sein. 

Über den Ausdruck „verrohend“ wurde ein- 
gehend diskutiert und die Frage aufgeworfen, ob 
ein Katalog von Beispielen erforderlich sei. Man 
dachte zunächst an folgende Formulierung: Ver- 
anstaltungen, die geeignet sind, auf Kinder oder 


Jugendliche durch Wecken oder Fördern von Sadis- 
mus, Gewalttätigkeit, Hinterlist oder von gem.ei- 
ner Schadenfreude einen verrohenden Einfluß aus- 
zuüben. Da ein Teil des Ausschusses die Meinung 
vertrat, daß der Ausdruck „verrohend“ schon 
durch die Bundesprüfstelle für jugendgefährdendes 
Schrifttum eine Auslegung erfahren hat, entschloß 
man sich nach eingehendem Abwägen des Für und 
Wider für die kurze Fassung, die nur von „ver- 
rohendem“ Einfluß spricht. 

Zu § 9 

Der bisherige § 8 ist zum § 9 geworden. Er hat 
nur eine redaktionelle Änderung erfahren. 

Zu § 10 

§ 10 des bisher geltenden Gesetzes, der ganz all- 
gemein die Zulassung von Ausnahmen vorsah, hat, 
da die Ausnahmebestimmungen jedem einzelnen 
Paragraphen hinzugefügt worden sind, einen neuen 
Inhalt erhalten, und zwar die Bestimmungen des 
bisherigen § 9. Hinzugekommen ist noch bei dem 
Hinweis auf die §§ 2 bis 8 der § 9 neuer Fassung. 

Ferner verlangt der § 10 jetzt auch die Kenn- 
zeidinung der Filme bei Ankündigung und Wer- 
bung nach den Vorschriften des § 6, und zwar aus- 
schließlich nach diesen Vorschriften. Dadurch soll 
verhindert werden, daß durch Bezeichnungen wie 
z. B. „Jugendverbot“ eine besondere Reklame- 
wirkung erzielt und Jugendliche angeregt werden, 
die Gesetzesvorschriften zu übertreten. Das „nur“ 
schließt jeden Mißbrauch der Freigabekennzeich- 
nung für Reklamezwecke aus. 

Zu § 11 

Bisher umschrieb dieser Paragraph den Begriff 
des „Erziehungsberechtigten“, über den jetzt der 
§ 1 aussagt. § 11 konnte daher die Ausnahme- 
bestimmung für verheiratete Jugendliche auf- 
nehmen. Ist der Personenkreis der 16- und 17jäh- 
rigen Ehefrauen auch klein, wollte der Ausschuß 
ihn jedoch nicht übergehen, um Schwierigkeiten 
bei der Durchführung des Gesetzes zu vermeiden. 

Zu § 12 

Dieser Paragraph führte zu einer eingehenden 
Debatte über die Jugendstrafe. Das geltende Ge- 
setz sieht keine Bestrafung von jugendlichen Über- 
tretern, sondern nur Erziehungsmaßnahmen vor. 
Das Jugendamt setzt sich erforderlichenfalls mit 
den Erziehungsberechtigten in Verbindung und 
wendet sich in schweren Fällen an den Vormund- 
schaftsrichter, der dem Jugendlichen Weisungen 
erteilen kann, die jedoch nicht erzwingbar sind. 
Die Frage war nun, ob nicht bei hartnäckiger 
Wiederholung von Übertretungen eine Bestrafung 
nach dem Jugendgerichtsgesetz erfolgen sollte, ob 
also nicht bei einer Weigerung gegenüber Wei- 
sungen des Vormundschaftsrichters ein Verfahren 
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vor dem Jugendrichter folgen sollte. Der Ausschuß 
entschied sich schließlich für eine Beibehaltung 
des Erziehungscharakters dieses Gesetzes und 
lehnte somit die Anwendimg der durch das Jugend- 
gerichtsgesetz gegebenen Möglichkeiten (Weisungen, 
Zuchtmittel und Jugendstrafe) bei jugendlichen 
Übertretern dieses Gesetzes ab, zumal gegebenen- 
falls die Einweisung in Fürsorgeerziehung wirk- 
samer sein kann als Jugendarrest. Wie bisher soll 
der Jugendliche geschützt und bei Übertretung der 
Schutzbestimmungen nicht bestraft werden. Es 
bleibt bei den Weisungen des Vormundschafts- 
richters als äußerster Maßnahme, sofern nicht das 
Jugendamt von der ihm gegebenen Möglichkeit der 
Fürsorgeerziehung glaubt, Gebrauch machen zu 
müssen, was dann der Fall sein kann, wenn die 
Übertretung dieses Jugendschutzgesetzes nur 
symptomatisch ist für die schwerwiegende Gefähr- 
dung des betreffenden Jugendlichen. 

Zu § 13 und § 14 

Die bisherigen Straf Vorschriften sind wesentlich 
umgestaltet worden. Wurden bisher sämtliche Zu- 
widerhandlungen als Straftaten (Vergehen bzw. 
Übertretungen) angesehen, so sollten sie nach An- 
sicht des Aussdiusses fortan grundsätzlich als Ord- 
nungswidrigkeiten behandelt werden, was in der 
Regel dem Unrechtsgehalt der einzelnen Taten 
entsprechen dürfte. An der Unterscheidung zwi- 
schen Veranstaltern, Gewerbetreibenden und ihnen 
gleichgestellten Personen einerseits sowie sonsti- 
gen Personen andererseits als möglichen Tätern 
wird grundsätzlich festgehalten. Die zuletzt ge- 
nannten Personen, zu denen auch die Erziehungs- 
berechtigten gehören, fallen unter § 14 Abs. 1 Nr. 2. 
Er behandelt vorsätzliche Zuwiderhandlungen die- 
ser Personen als Ordnungswidrigkeiten und um- 
schreibt das tatbestandsmäßige Verhalten mit den 
Worten: „Wer als Person über 21 Jahren vorsätz- 
lich ein Verhalten eines Kindes oder eines Jugend- 
lichen herbeiführt oder fördert, das durch die §§ 1 
bis 9 verhindert werden soll . . Das ist deutlicher 
als die im geltenden § 14 verwendete Fassung, die 
Personen über 18 Jahren unter Strafe stellt, „die 
einen Jugendlichen einer Gefährdung aussetzen, 
die nach den Vorschriften der §§ 1 bis 8 von ihm 
ferngehalten werden soll“. Fahrlässige Zuwider- 
handlungen der unter § 14 Abs. 1 Nr. 2 fallenden 
Personen unterliegen im Gegensatz zu dem derzeit 
geltenden § 14 keiner Ahndung. Der Ausschuß 
vermochte ein Bedürfnis hierfür nicht anzuerken- 
nen. Er war vielmehr der Auffassung, daß eine 
Ahndung fahrlässiger Zuwiderhandlungen bei die- 
sen Personen den Anwendungsbereich der Vor- 
schrift des § 14 Abs. 1 Nr. 2 allzusehr ausdehnen 
würde. Während der bisherige § 14 bei den unter 
ihn fallenden Personen Strafbarkeit schon ab 
18 Jahren vorsieht, soll nach der neuen Fassung 
erst ab 21 Jahren eine Ahndung ein treten. Diese 
Grenze gilt auch für Erziehungsberechtigte, Die 
Heraufsetzung der Altersgrenze soll insbesondere 
das unerwünschte Ergebnis vermeiden, daß ein 


kaum mehr als 18 Jahre alter Heranwachsender, 
der einem noch nicht ganz 18jährigen eine Zu- 
widerhandlung der Gesetzesvorschriften ermög- 
licht, der Ahndung unterliegt, während der andere 
nicht belangt werden kann. Auf die Schaffung von 
Straftatbeständen bei dem Personenkreis des § 14 
Abs. 1 Nr. 2 hat der Ausschuß bewußt verzichtet. 
Bei Erziehungsberechtigten als Tätern ist es uner- 
wünscht, mit den Mitteln des Strafrechts einzu- 
schreiten. Fälle, in denen ein echtes Bedürfnis nach 
Strafe für die Erziehungsberechtigten besteht, wer- 
den von § 170 des StGB erfaßt. Bei den übrigen 
unter § 14 Abs. 1 Nr. 2 fallenden Personen ist das 
Bedürfnis nach einem Straftatbestand nach Auf- 
fassung des Ausschusses zu verneinen. 

Veranstalter oder Gewerbetreibende fallen unter 
die §§ 13 und 14 Abs. 1 Nr. 1. Diese letzte Bestim- 
mung behandelt die vorsätzlichen und fahrlässigen 
Zuwiderhandlungen dieser Personen gegen die 
Vorschriften der §§ 2 bis 10 grundsätzlich als Ord- 
nungswidrigkeiten, die bei Vorsatz mit einer Geld- 
buße bis zu 1000 DM und bei Fahrlässigkeit mit 
einer solchen bis zu 500 DM geahndet werden 
können. Bei den Veranstaltern oder Gewerbe- 
treibenden sind die Zuwiderhandlungen unter den 
in § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 2 genannten Voraus- 
setzungen Straftaten, die mit Gefängnis bis zu 
1 Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bedroht sind. Dadurch soll die besondere 
Verantwortung der Veranstalter oder Gewerbe- 
treibenden für den Schutz der Jugend in der 
Öffentlichkeit hervorgehoben werden. § 13 Abs. 1 
Nr. 1 ist bewußt eng gefaßt. Die erstmalige Zu- 
widerhandlung gegen die Vorschriften der §§ 2 bis 
9 — ein Verstoß gegen § 10 wird in keinem Falle 
als Straftat gewertet — soll nach der Auffassung 
des Ausschusses nur dann eine Straftat sein, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist und der Täter wenig- 
stens leichtfertig ein Kind oder einen Jugendlichen 
in seiner körperlichen, geistigen oder sittlichen 
Entwicklung schwer gefährdet hat. Daneben soll 
aber auch mit Strafe eingeschritten werden kön- 
nen, wenn der Täter Zuwiderhandlungen gegen die 
§§ 2 bis 9 vorsätzlich und beharrlich wiederholt 
(§ 13 Abs. 1 Nr. 2). Die Schaffung einer Rückfall- 
vorschrift im engeren Sinne hält der Ausschuß 
nicht für empfehlenswert, zumal die Feststellung 
der Rückfallvoraussetzungen sehr erschwert wäre, 
weil ein Register über begangene Ordnungs- 
widrigkeiten nicht geführt wird. 

Den Veranstaltern oder Gewerbetreibenden sind 
in § 13 Abs. 2 und § 14 Abs. 1 Nr. 1 zimächst solche 
Personen gleichgestellt, die mit der Leitung oder 
Beaufsichtigung eines Betriebs oder Betriebsteils 
beauftragt sind. Insoweit ist es bei dem bereits in 
§ 13 des geltenden Gesetzes umschriebenen Per- 
sonenkreis geblieben. Weiter werden den Ver- 
anstaltern oder Gewerbetreibenden nunmehr aber 
auch solche Personen gleichgestellt, die von jenen 
mit der Überwachung der durch dieses Gesetz auf- 
erlegten Pflichten ausdrücklich beauftragt sind. 
Der Ausschuß empfiehlt, derartige Beauftragte 


5 



ausdrücklich zu nennen, weil es sehr zweifelhaft 
ist, ob sie stets zu den „mit der Leitung oder 
Beaufsichtigung eines Betriebs oder Betriebteiles 
Beauftragten“ zählen. Würden sie aber nicht unter 
diesen Personenkreis fallen, so könnten sie — und 
das wäre nicht ausreichend — gemäß § 14 Abs. 1 
Nr. 2 nur bei Vorsatz und einem Alter von mehr 
als 21 Jahren mit einer Geldbuße belegt werden. 

ARTIKEL II 

Die Änderung des § 6 macht Übergangsvorschrif- 
ten notwendig. Um eine erneute Überprüfung 
sämtlicher auf Grund des bisher geltenden Ge- 
setzes geprüften Filme durch die FSK (Filmselbst- 
kontrolle) zu vermeiden und so großen praktischen 
Schwierigkeiten zu begegnen, sollten nach Mei- 
nung des Ausschusses die bisher als „jugend- 
fördemd“ anerkannten Filme als „Freigegeben ab 
6 Jahren“ gelten und die als „jugendgeeignet“ an- 
erkannten als „Freigegeben ab 12 Jahren“. Der 
Ausschuß konnte sich nicht entschließen, für die 
bisher ab 16 Jahren freigegebenen Filme die 
Altersstufe auf 18 Jahre heraufzusetzen, weil die 
Zahl der auf Antrag der Filmwirtschaft zu über- 
prüfenden Filme zu groß sein würde. Vielmehr 
sollte geprüft werden, bei welchen bisher ab 
16 Jahren freigegebenen Filmen die Altersstufe 
auf Grund der Neufassung des Gesetzes auf 
18 Jahre festzusetzen wäre. Da die oberste Landes- 
behörde die Entscheidungsbefugnis über die Ein- 
stufung der Filme behält, ist sie auf Grund der 
Übergangsregelung verpflichtet, zu prüfen, welche 
bisher ab 16 Jahren freigegebenen Filme nunmehr 
auf Grund des neuen Gesetzes erst ab 18 Jahren 
freigegeben werden sollen. Die Überprüfung dieser 
Filme wird sehr schnell erfolgen können, weil in 
den Prüfausschüssen der FSK sämtliche Filme be- 
kannt sind und weil über alle Filme das bisherige 


Prüfergebnis mit Begründung protokollarisch fest- 
gehalten ist. 

ARTIKEL III 

Der § 16 Abs. 1 Nr. 1 des Gaststättengesetzes ist 
durch den weitergehenden § 3 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes überflüssig geworden. Der § 16 Abs. 2 Nr. 2 
des Gaststättengesetzes ist, soweit es sich um Ver- 
abfolgung geistiger Getränke handelt, durch § 3 
Abs. 2 dieses Gesetzes überholt. Einen vollen Er- 
satz für das in § 16 Abs. 1 Nr. 2 des Gaststätten- 
gesetzes ebenfalls enthaltene Verbot, einer Person 
unter 16 Jahren Tabakwaren im Betrieb einer 
Gast- oder Schankwirtschaft zum eigenen Genuß 
zu verabreichen, enthält das vorliegende Gesetz 
zwar nicht — es verbietet dem Jugendlichen in § 9 
nur den Tabakgenuß in der Öffentlichkeit — , doch 
kommt dem in § 16 Abs. 1 Nr. 2 des Gaststätten- 
gesetzes enthaltenen weitergehenden Verbot nach 
Meinung des Ausschusses keine praktische Bedeu- 
tung zu. Es wird daher vorgeschlagen, § 16 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 des Gaststättengesetzes zu streichen. 
Damit müßten gleichzeitig auch der § 16 Abs. 3 und 
der § 30 Abs. 2 des Gaststättengewerbes aufgehoben 
werden. 


ARTIKEL IV 

Das bisherige Gesetz zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit hat im Saarland keine Geltung. 
Es kann dort also nicht durch diese Neufassung er- 
setzt werden. Dem Saarlandtag wird empfohlen, 
die von ihm erlassenen bisher geltenden Jugend- 
schutzvor Schriften aufzuheben und durch ein Ge- 
setz in der vorliegenden Fassung zu ersetzen. 


Bonn, den 29. Mai 1957 


Priebe 

B erichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2672 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. dde zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 28. Mai 1957 

Der Aussdiuß für Jugendfragen 

Kemmer (Bamberg) Priebe 

Vorsitzender iBerichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Neufassung des Gesetzes 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 

Das Gesetz zum Sdiutze der Jugend In der 
Öffentlichkeit vom 4. Dezember 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 936) erhält folgende Passung: 

Gesetz zum 

Schutze der Jugend In der Öffentlichkeit 

§ 1 

(1) Kinder und Jtigendllche, die sich an Or- 
ten aufhalten, an denen Ihnen eine sittliche 
Gefahr oder Verwahrlosung droht, sind 
durdi die zuständigen Behörden oder Stellen 
dem Jugendamt zu melden. 

(2) Sie sind außerdem zum Verlassen eines 
Ortes anzuhalten, wenn eine Ihnen dort un- 
mittelbar drohende Gefahr nicht unverzüg- 
lich beseitigt werden kann. Wenn nötig, sind 
sie dem Erziehungsberechtigten zuzuführen 
oder, wenn dieser nicht erreichbar ist, in die 
Obhut des Jugendamtes zu bringen. 

(3) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
noch nicht vierzehn. Jugendlicher, wer vier- 
zehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt Ist. 

(4) Erziehungsberechtigter im Sinne die- 
ses Gesetzes ist, wer das Recht und die Pflicht 
hat, für die Person des Kindes oder des Tu- 
gendlichen zu sorgen. In den Fällen der 2 
bis 4 stehen den Erziehungsberechtigten Per- 
sonen über einundzwanzig Jahren gleich, die 
mit Zustimmung des Sorgeberechtigten 
fSatz 1) das Kind oder den Jugendlichen zur 
Erziehung, Ausbildung, Aufsicht oder Be- 
treuung in ihre Obhut genommen haben. 

S 2 

(1) Der Aufenthalt In Gaststätten darf 
Kindern und Jugendlichen unter sechzehn 


Jahren nur gestattet werden, wenn ein Er- 
ziehungsberechtigter sie begleitet. 

(2) Dies gilt nicht, wenn die Kinder oder 
Jugendlichen 

1. an einer Veranstaltung teilnehmen, die der 
geistigen, sittlichen oder beruflichen För- 
derung der Jugend dient, 

2. sidi auf Reisen befinden oder 

3. eine Mahlzeit oder ein Getränk einneh- 
men, solange dazu der Aufenthalt in der 
Gaststätte erforderlich ist. 

S 3 

(1) Kindern und Jugendlichen darf In 
Gaststätten und Verkaufsstellen Branntwein 
weder abgegeben noch sein Genuß gestattet 
werden. Das gleiche gilt für überwiegend 
branntweinhaltige Genußmittel. 

(2) Andere alkoholische Getränke dürfen 
in Gaststätten und Verkaufsstellen zum eige- 
nen Genuß nicht abgegeben werden 

1. Kindern, 

2. Jugendlichen unter sechzehn Jahren, die 
nicht von einem Erziehungsberechtigten 
begleitet werden. 

§ 4 

(1) Kindern und Jugendlichen unter 'sech- 
zehn Jahren darf die Anwesenheit bei öffent- 
lichen Tanzveranstaltungen nicht gestattet 
werden. 

(2) Jugendlichen von sechzehn Jahren oder 
darüber darf die Anwesenheit bei öffent- 
lichen Tanzveranstaltungen bis 24 Uhr ge- 
stattet werden, iedoch ab 22 Uhr nur in Be- 
gleitung eines Erziehungsberechtigten. 

(3) Ausnahmen von Absatz 1 und Ab- 
satz 2 können auf Vorschlag der in § 2 des 
Reichsgesetzes für Jugendwohlfahrt vom 
9. Juli 1922 (Relchsgesetzbl. I S. 633) vorge- 
sehenen Organe (Landesjugendamt, Jugend- 
amt) zugelassen werden. 
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§ 5 

(1) Die Anwesenheit bei Variete-, Kaba- 
rett- oder Revueveranstaltungen darf Kin- 
idern und Jugendlichen nicht gestattet v/er- 
den. 

(2) § 4 Abs. 3 igilt entsprechend. 

§ b 

(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen Film- 
veranstaltungen darf Kindern unter sechs 
Jahren nicht gestattet werden. 

(2) Die Anwesenheit bei öffentlichen 
Filmveranstaltungen darf gestattet werden 

1. Kindern, die sechs, aber noch nicht zwölf 
Jahre alt sind, wenn die vorgezeigten 
Filme zur Vorführung vor Kindern dieses 
Alters freigegeben sind und die Vorfüh- 
rung bis .spätestens 20 Uhr beendet ist, 

2. Kindern und Jugendlichen, die zwölf, aber 
noch nicht 'sechzehn Jahre alt sind, wenn 
die vorgezeigten Filme zur Vorführung 
vor Kindern und Jugendlichen dieses Al- 
ters freigegeben sind und die Vorführung 
bis spätestens 22 Uhr beendet ist, 

3. Jugendlichen, die sechzehn, aber noch nicht 
achtzehn Jahre alt sind, wenn die vor ge- 
zeigten Filme zur Vorführung vor Jugend- 
lichen dieses Alters freigegeben sind und 
die Vorführung bis spätestens 23 Uhr be- 
endet ist. 

(3) Filme, die geeignet sind, die Erziehung 
von Kindern und Jugendlichen zur leiblichen, 
seelischen oder gesellschaftlichen Tüchtigkeit 
zu beeinträchtigen, dürfen nicht zur Vorfüh- 
rung vor diesen freigegeben werden. 

(4) Das Recht der Freigabe von Filmen für 
Kinder und Jugendliche steht der obersten 
Landesbehörde zu. Sie kennzeichnet die 
Filme gemäß Absatz 2 

Nr. 1 mit „Freigegeben ab sechs Jahren“, 

Nr. 2 mit „Freigegöben ab zwölf Jahren“, 

Nr. 3 mit „Freigegeben ab sechzehn Jahren“ 

und alle übrigen Filme mit „Freigegeben ab 
achtzehn Jahren“. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für 
Werbevorspanne und Beiprogramme. 

§ 7 

(1) Kindern und Jugendlichen darf nicht 
gestattet werden, 

1. in öffentlichen Spielhallen oder ähnlichen, 
vorwiegend dem Spielbetrieb dienenden 


Räumen anwesend zu sein, in denen 
Glücksspiele veranstaltet werden oder in 
denen mit mechanischer Vorrichtung aus- 
gestattete Spielgeräte aufgestellt sind oder 

2, ln der Öffentlichkeit an Glücksspielen teil- 
zunehmen oder öffentlich aufgestellte 
Spielgeräte mit mechanischer Vorrichtung 
zu benutzen, welche die Möglichkeit eines 
Gewinnes bieten. 

(2) § 4 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Teilnahme 
von Kindern und Jugendlichen an Spielen 
mit Gewinnmöglichkeit bei Volksbelustigun- 
gen unter freiem FFimmel und von vorüber- 
gehender Dauer, wenn als Gewinne nur 
Waren von geringem Wert verabfolgt wer- 
den. 

§ 8 

(1) Der Bundesminister des Innern ist er- 
mächtigt, durch Rechts Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Veranstaltungen 
zu bezeidinen, die ihrer Art nach geeignet 
sind, auf Kinder und Jugendliche einen ver- 
rohenden Einfluß auszuüben. 

(2) Kindern und Jugendlichen darf die An- 
wesenheit bei Veranstaltungen nicht gestattet 
werden, die in einer auf Grund des Ab- 
satzes 1 ergangenen Rechtsverordnung be- 
zeichnet sind. 

§ 9 

Kindern und Jugendlichen unter sechzehn 
Jahren darf der Tabakgenuß in der Öffent- 
lichkeit nicht gestattet werden. 

§ 10 

Veranstalter und Gewerbetreibende haben 
die nach den §§ 2 bis 9 für ihre Betriebsein- 
richtungen und Veranstaltungen geltenden 
Vorschriften in einer deutlich erkennbaren 
Form bekanntzumachen. Zur Bekannt- 
machung der Freigabe von Filmen dürfen sie 
nur die Kennzeichnung des § 6 Abs. 4 Satz 2 
verwenden. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nicht für verheiratete 
Jugendliche. 

§ 12 

Bei Kindern und Jugendlichen, die 

1. gemäß § 1 gemeldet werden, 

2. bei dem Aufenthalt in Räumen, der Teil- 
nahme an Veranstaltungen oder bei Betä- 
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tigungen entgegen den Vorschriften der 
§§ 2 und 4 bis 8 angetroffen werden oder 

3. bei einem nach den §§ 3 und 9 verbotenen 
Genuß von alkoholischen Getränken oder 
Tabak betroffen werden, 
leitet das Jugendamt die auf Grund der be- 
stehenden Vorschriften zulässigen Maßnah- 
men ein. Der Vormundschaftsrichter kann 
auf Antrag des Jugendamtes oder von Amts 
wegen Weisungen erteilen. 

§ 13 

(1) Wer vorsätzlich als Veranstalter oder 
Gewerbetreibender 

1. einer der in den §§ 2 ibis 9 enthaltenen 
Vorschriften zuwiderhandclt und dadurch 
wenigstens leichtfertig ein Kind oder einen 
Jugendlichen in seiner körperlichen, geisti- 
gen oder sittlichen Entwicklung schwer ge- 
fährdet oder 

2. Zuwiderhandlungen gegen die §§ 2 bis 9 
beharrlich wiederholt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Dem Veranstalter oder Gewerbetrei- 
benden steht gleich, wer von diesen mit der 
Leitung oder Beaufsichtigung eines Betriebes 
oder Betriebstciles oder ausdrücklich damit 
beauftragt ist, die Einhaltung der durch die- 
ses Gesetz auferlegten Pflichten zu über- 
wachen. 

§ 14 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. als Veranstalter, Gewerbetreibender oder 
als Beauftragter im Sinne des § 13 Abs. 2 
vorsätzlich oder fahrlässig einer der in den 
§§ 2 bis 10 enthaltenen Vorschriften zu- 
widerhandelt oder 

2. als Person über einundzwanzig Jahren 
vorsätzlich ein Verhalten eines Kindes 
oder Jugendlichen herbeiführt oder för- 
dert, das durch die §§ 1 bis 9 verhindert 
werden soll. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu eintausend Deutsche Mark, wenn 
sie fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfhundert Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

Artikel II 

Übergangsvorschriften 

(1) Die gemäß § 6 des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlidikeit in 


der Fassung vom 4. Dezember 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 936) geprüften Filme gelten, 

1. , soweit sie als „Jugendfördernd“ anerkannt 
sind, als „Freigegeben ab sechs Jahren“, 

2. soweit sie als „Geeignet zur Vorführung 
vor Jugendlichen“ anerkannt sind, als 
„Freigegeben ab zwölf Jahren“ und 

3. soweit sie zur Vorführung ab sechzehn 
Jahren zugelassen sind, als „Freigegeben 
ab sechzehn Jahren“. 

(2) Die oberste Landesbehörde kann über 
die Freigabe eines auf Grund des § 6 des Ge- 
setzes zum Schutze der Jugend in der Öffent- 
lichkeit in der Fassung vom 4. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 936) anerkannten 
Films gemäß § 6 in der Fassung des Artikels I 
dieses Gesetzes erneut entscheiden. 

Artikel III 

Aufhebung von Reditsvorsdiriften 

§ 16 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 3 und 
§ 30 Abs. 2 des Gaststättengesetzes vom 
28. April 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 146) ln 
der Fassung der Gesetze zur Änderung des 
Gaststättengesetzes vom 3. Juli 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 567), vom 9. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 913) und vom 27. Sep- 
tember 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1245) so- 
wie der Verordnung zur Änderung gewerbe- 
rechtlicher Vorschriften vom 9. Oktober 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 635) und der Ver- 
ordnung zur Änderung des Gaststättengeset- 
zes vom 24. November 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 769) werden aufgehoben. 

Artikel IV 

Geltung im Land Berlin und im Saarland 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleit ungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gel- 
ten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1957 in 
Kraft. 
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